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Entscheidungsvorschläge zu abwägungsrelevanten Hinweisen/Einwendungen im Bauleitplanverfahren         
  
 
Bezeichnung der Maßnahme:  Bebauungsplan Nr. 44 "Östlich Heideweg", 6. Änderung, gemäß § 13a BauGB mit baugestalterischen  
 Festsetzungen 
 

Verfahrensgang:  Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB  (Auslegung 09.10. bis 09.11.2018) 

 

  
Behörde und Datum des Schreibens 
 

Entscheidungsvorschlag 

 
1. Landkreis Emsland, Postfach 15 62, 49705 Meppen 

 
Stellungnahme vom 07.11.2018 
 
Naturschutz und Forsten 
 
Naturschutzfachliche und landschaftspflegerische Belange (BNatSchG):  
 
Das Plangebiet wird im Norden, Westen und Süden von Straßentrassen be-
grenzt, wobei sich die Straße im Süden lediglich als kleine Erschließungsstra-
ße /Wohnstraße darstellt. Nach Osten/Südosten läuft das Plangebiet keilartig 
aus. Entlang der südlichen Erschließungs-/Wohnstraße sind einige markante 
Einzelbäume zu erkennen. Die Bäume fallen (vermutlich) unter die Baum-
schutzsatzung der Stadt Papenburg. Das Plangebiet selbst ist flächendeckend 
unversiegelt und weist eine geschlossene Vegetationsdecke auf. Die Vegetati-
onsdecke bildet eine durch regelmäßige Mahd kurzgehaltene Grasnarbe.  
 
 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich eines rechtskräftigen Bebauungspla-
nes und ist als „Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Grünanla-
gen“ festgesetzt. Es handelt sich folgerichtig um eine textliche Festsetzung. 
Die Grünfläche ist zu Kompensationszwecken herangezogen worden und im 
Rahmen der Eingriffsbilanzierung nach dem BNatSchG in die Eingriffsbilanzie-
rung eingeflossen. Durch die 6. Änderung des o. g. Bebauungsplanes wird die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 44 
„Östlich Heideweg“, der 1977 rechtskräftig geworden ist. Zu diesem 
Zeitpunkt war eine Eingriffsbilanzierung im Gesetz noch nicht geregelt 
bzw. für den Bebauungsplan musste diese noch nicht angewendet 
werden. 
Für den Bebauungsplan wurde daher keine Eingriffsbilanzierung er-
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Grünfläche überplant, sodass sie nicht mehr zu Kompensationszwecken zur 
Verfügung stehen kann. Eine vollständige Kompensation des durch die Auf-
stellung des Bebauungsplanes verursachten Eingriffs in Natur und Landschaft 
ist nicht mehr gegeben, es ergibt sich vielmehr ein Kompensationsdefizit.  
 
Das Plangebiet und hier insbesondere die „Öffentliche Grünfläche“ werden fol-
gerichtig einer Eingriffsbilanzierung unterzogen. Zur Kompensation des Ein-
griffs in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild wird eine Streuobstwiese 
aus 15 hochstämmigen Obstbäumen angelegt. Die Kompensationsmaßnahme 
ist in ihrer Art, ihrer Lage und ihrem Umfang geeignet, den Eingriff in den Na-
turhaushalt und das Landschaftsbild auszugleichen.  
 
Die Obstbäume sind im Sinne einer ungestörten, artgeschützten Entwicklung 
mit Baumpfählen zu versehen und mit Wildschutzspiralen gegen Wildschäden 
zu schützen.  
 
Der Untergrund der Streuobstwiese ist extensiv zu pflegen, wobei eine zwei-
malige Mahd anzustreben ist. Die Grasnarbe ist kurzrasig in den Winter „zu 
schicken.  
 
Zur Begrünung des Untergrundes wird die Einsaat einer Regio-Saatgut emp-
fohlen.  
 
Die Obstbäume sind in regelmäßigem Turnus einem fachgerechten Pflege- 
und Erziehungsschnitt zu unterziehen.  
 
Dem Vermeidungs- und Minimierungsgrundsatz nach § 13 BNatSchG wird 
entsprochen, indem die oben beschriebenen Einzelbäume gesichert, ge-
schützt und dauerhaft erhalten werden.  
 
Artenschutzrechtliche Belange: 
 
Die Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) ist 
aufgrund der Lage, Größe und Beschaffenheit des Plangebietes nicht zwin-
gend erforderlich. Die artenschutzrechtlichen Belange werden auf Seite 10 des 
Erläuterungsberichtes abgehandelt. Die Abhandlung ist ausreichend und 
nachvollziehbar dargelegt.  
 

stellt und somit auch kein Ausgleich geschaffen. Mit der jetzigen Ände-
rung wird nun eine Grünfläche zugunsten überbaubarer Flächen pla-
nungsrechtlich überplant und der Eingriff wurde bilanziert. Im Ergebnis 
steht ein Defizit von 956 WE, das im Gewerbegebiet „Von–Herz-
Straße“ innerhalb einer festgesetzten Kompensationsfläche durch eine 
Aufwertung der Fläche ausgeglichen wird. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der Ausführung 
der Streuobstwiese beachtet. 
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Wasserwirtschaft 
 
Die vorgesehene Veränderung im Bebauungsplangebiet bedeutet gegenüber 
den Planunterlagen der bestehenden wasserrechtlichen Erlaubnis vom 
02.08.1994 eine Veränderung der Abflussmengen sowie eine Änderung der 
Flächennutzung im Einzugsgebiet. Die Erlaubnis verliert mit den Änderungen 
im Plangebiet ihre Gültigkeit. Es ist eine neue wasserrechtliche Erlaubnis zur 
Einleitung des Abwassers aus dem betroffenen Regenkanal (Einzugsgebiet 
„Bokel II (Moorstraße)“) in ein Gewässer beim Landkreis Emsland, Fachbe-
reich Umwelt, durch die Stadt zu beantragen.  

 
 

 
 
 
Der Hinweis zur wasserrechtlichen Erlaubnis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Sofern erforderlich, wird eine wasserrechtliche Erlaubnis 
beim Landkreis beantragt. 

 
2. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Ge-

schäftsbereich Lingen, Lucaskamp 9, 4908 Lingen (Ems) 
 
Stellungnahme vom 23.10.2018 
 
Vorgesehen ist die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 44 „Östlich 
Heideweg“ der Stadt Papenburg. Der Änderungsbereich liegt ca. 165 m nord-
östlich der Landesstraße 51 (Rheiderlandstraße) und ca. 150 m südöstlich der 
Bundesstraße 70. Vorgesehen ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohn-
gebietes  (WA). Die verkehrliche Erschließung erfolgt über vorhandene Stadt-
straßen.  
 
Gegen die Bebauungsplanänderung der Stadt Papenburg bestehen unter Auf-
nahme des folgenden Hinweises grundsätzlich keine Bedenken:  
 
„Von der Bundesstraße 70 und von der Landstraße 51 gehen Emissionen aus. 
Für die neu geplanten Nutzungen können gegenüber dem Träger der Stra-
ßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz 
geltend gemacht werden.“ 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrszählungen für die Bundes- und Landesstraßen in Hinblick auf 
die Erstellung von Lärmkarten haben für den Geltungsbereich der 6. 
Änderung ergeben, dass  hier voraussichtlich die Grenzwerte der 16. 
Bundesimmissionsschutzverordnung eingehalten werden. 
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3. EWE NETZ GmbH, Emsteker Straße 60, 49661 Cloppenburg 

 
Stellungnahme vom 26.10.2018 
 
Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Ver-
sorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten 
(Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, 
überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Es ist sicherzustellen, dass 
diese Leitungen und Anlagen durch das Vorhaben der Stadt Papenburg weder 
technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 
 
Sollte sich durch das Vorhaben der Stadt die Notwendigkeit einer Anpassung 
der Anlagen der EWE, wie z. B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der 
Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, 
sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Tech-
nik gelten. Gleiches gilt auch für die Neuherstellung, z. B. Bereitstellung eines 
Stationsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten sind 
von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu 
erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben 
eine anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE Netz GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzu-
bringen.  
 
Es wird gebeten, die EWE auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und 
uns frühzeitig zu beteiligen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Versorgungsleitungen und –anlagen bleiben soweit möglich in 
ihrem Bestand erhalten und werden bei der Planung beachtet. Even-
tuelle Umlegungen von Leitungstrassen werden mit dem jeweiligen 
Versorgungsunternehmen rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahme 
abgestimmt. 
 
 
 
 
Die erforderlichen Schutzabstände und Sicherheitsbestimmungen bei 
Arbeiten in der Nähe von Leitungstrassen und Anlagen werden in Ab-
stimmung mit dem Inhaber der Leitungsrechte beachtet. 
Die Erforderlichkeit von Leitungssicherungs- und Umlegungsarbeiten 
wird derzeit nicht gesehen. 
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4. Kreisverband der Wasser- und Bodenverbände Aschendorf-Hümmling, 

Geschäftsstelle, Emdener Straße 14, 26871 Aschendorf  
 
Stellungnahme vom 10.10.2018 
 
Von dem geplanten o. g. Bebauungsplan werden Belange des Unterhaltungs-
verbandes 104 „Ems IV“ direkt berührt. Seitens des Unterhaltungsverbandes 
bestehen aber keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
5. Wasserverband Hümmling, Rastdorfer Straße 100, 49754 Werlte 

 
Stellungnahme vom 29.10.2018 
 
Gegen die o. g. Änderung des Bebauungsplanes bestehen seitens des Was-
serverbandes Hümmling keine Bedenken.  
 
Auf die im Planbereich auf der Südseite des Wohnweges verlegte Trinkwas-
serversorgungsleitung wird hingewiesen.  
 
 

 
 
 
 
 
Vorhandene Leitungstrassen im öffentlichen Verkehrsraum werden bei 
den Umbaumaßnahmen beachtet. Die Stadt Papenburg wird den Bau-
träger darauf hinweisen, dass es erforderlich ist, sich rechtzeitig Be-
standspläne bei den zuständigen Versorgungsunternehmen zu besor-
gen und die weiteren Maßnahmen abzustimmen. 

 
6. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr, Infra I 3, Fontainengraben 200, 53123 Bonn 
 
Stellungnahme vom 11.10.2018 
 
Durch die Planung werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht be-
einträchtigt.  
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Ein-
wände.  
 
Das Plangebiet befindet sich in einem Jettiefflugkorridor. Solch ein Jettiefflug-

 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines Gebietes, das bereits 
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korridor ist 10 km breit, Flughöhen von ca. 200 m über Grund sind die Regel.  
 
Zudem liegt es im Interessengebiet der Militärischen LV-Radaranlage 
Brockzetel.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich 
auf die vom Flugplatz /Flugbetrieb ausgehenden Emissionen, wie Fluglärm 
etc. beziehen, nicht anerkannt werden. 
 
 

durch Wohnbebauung besiedelt und als Allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt ist. Die Stadt Papenburg geht daher davon aus, dass sich 
die Lärm-und Abgasimmissionen in einem Rahmen befinden, die im 
Allgemeinen Wohngebiet zulässig sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

7. Stellungnahme: Deutsche Telekom Technik GmbH, Osnabrück 
Datum: 12.11.2018 

 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzei-
gentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der mit Telekommunikationslinien zu versorgen.  
 
Wir bitten Sie, in den Hinweisen des Bebauungsplanes folgende Forderung 
entsprechend § 77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz aufzunehmen: 
 
„Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von Telekommu-
nikationsdienstleistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den 
Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen passiven Netzinfra-
strukturen (Leerrohre, §3 Abs. 17b TKG) sowie einem Zugangspunkt zu die-
sen passiven gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten.“ 
  
Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Be-
bauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie mög-
lich, mindestens drei Monate vor Baubeginn, schriftlich anzuzeigen und bitten 
Sie, uns zu der Baubesprechung mit den Versorgungsbetrieben einzuladen. 
Wir sind dann gerne bereit einen Mitarbeiter zu der Besprechung zu entsen-
den.  
 
Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen.   

 

 
 
 
Zur Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt Papenburg wird den nebenstehenden Hinweis gemäß dem § 
77k Abs. 4 Telekommunikationsgesetz in die Bauleitplanunterlagen 
aufnehmen. 
 
 
 
Die baulichen Maßnahmen werden rechtzeitig  vor Baubeginn mit den 
Versorgungsunternehmen abgestimmt. Die Versorgungsträger werden 
vor Ort eingewiesen und erhalten anschließend ausreichend Zeit für 
die Einleitung aller erforderlichen Maßnahmen. 
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Von der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der öffentlichen Auslegung der Bauleitplanunterlagen vom 09.10. bis 09.11.2018 nachfolgend aufgeführte 
Bedenken und Anregungen zur Planung vorgetragen:  
 
 
 
Rechtsanwaltssozietät von der Heide & Bergmann, Papenburg 
Stellungnahme vom 09.11.2018 
 
Inhalt: 
 
In vorbezeichneter Angelegenheit nimmt die Anwaltssozietät namens und im Auftra-
ge für diverse von ihnen zu vertretene Mandanten, nachdem der Bebauungsplan 
öffentlich ausgelegt worden ist, wie folgt Stellung:  
 
Zunächst wird auf das gesamte bisherige Vorbringen inhaltlich voll verwiesen und 
zum Gegenstand dieser Stellungnahme gemacht. Insbesondere wird auf das Schrei-
ben vom 15.05.2018 hingewiesen.  
 
Des Weiteren wird ausgeführt, dass der Bebauungsplan aus weiteren rechtlichen 
Gründen unzulässig und zu beanstanden sei: 
 
1. Die Stadt Papenburg hätte sich zur Beantwortung des Schreibens vom 

15.05.2018 der Hilfe des Ingenieurbüros Grote bedient. Hier läge ein klarer Ver-
stoß gegen das Rechtsberatungsgesetz vor. Die Stellungnahme des Büros Grote 
sei folglich nicht zu beachten.  
 
 
 
 
 
 

2. Dem Unterzeichner wäre Akteneinsicht verwehrt worden. Dieses sei rechtsfeh-
lerhaft.  
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe hierzu Anlage A, Seite 9 folgende. 
 
 
 
 
 
 
Das Büro Grote ist mit der Erstellung des Bebauungsplanes inklusive 
Leistungsphase 3 (§ 18 HOAI) beauftragt. Gemäß Anlage 2 der HOAI 
gehört zur Leistungsphase 3 das Mitwirken bei der Abwägung der 
Gemeinde zu Stellungnahmen. Nichts anderes ist hier geschehen, das 
Büro hat bei der Erstellung der Stellungnahmen mitgewirkt. Die Stadt 
hat dieses gesichtet, kontrolliert, korrigiert  und ergänzt. Die Entschei-
dung über den Abwägungsvorschlag obliegt dem Rat der Stadt Pa-
penburg. Aus diesem Grund erfolgt die Mitteilung durch die Stadt über 
das Ergebnis nach dem entsprechenden Ratsbeschluss. 
 
Eine Akteneinsicht im Sinne von § 29 Verwaltungsverfahrensgesetz 
sehen die gesetzlichen Bestimmungen des Baugesetzbuches im Zuge 
eines Aufstellungs-/Änderungsbeschlusses nicht vor und kann daher 
auch nicht gewährt werden. Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist in § 3 
des Baugesetzbuches geregelt. Darüber hinaus wurde den Einwan-
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3. Hier würde es lediglich zu einer Teilabänderung eines Bebauungsplanes kom-

men. Notwendig sei es dabei nach der Rechtsprechung, des Verwaltungsgerich-
tes München, dass die teilweise Änderung des Bebauungsplanes auf ein klares 
Konzept abstellt. Dieses Konzept müsste städte-gestalterischen Charakter ha-
ben. Dies sei hier nicht der Fall und auch nicht ansatzweise erkennbar.  
 

 
 
 
4. Der mit der Bebauungsplanänderung einhergehende Grundstücksverkauf sei 

rechtsfehlerhaft. Er würde eine unrechtmäßige Subvention darstellen.  
 

5. Die auf dem Grundstück befindlichen Birken seien schutzwürdig.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Die Nachverdichtung würde hier nicht mit Augenmaß erfolgen und sei in der jetzt 

geplanten Art und Weise unzulässig. Die jetzt möglichen Bauvorhaben würden 
sich nicht in die nähere Umgebung einfügen.  
 

7. Zudem sei es nicht hinnehmbar, dass in Baugebieten mit alten Bebauungsplä-
nen, der „ungezügelten Nachverdichtung durch Investoren und Bauunterneh-
men“ überlassen werde und dazu Bebauungspläne geändert würden, die den 
Charakter einer ganzen Gegend verändern. 
 

derhebern im Rahmen eines Informationstermins die Möglichkeit ge-
geben, sich bezüglich des Projektes mit der Stadt auszutauschen. 
 
Der Geltungsbereich bezieht sich auf einen klar abgegrenzten Be-
reich, für den eine überbaubare Fläche mit entsprechenden Ausnut-
zungsziffern festgesetzt wird. Dabei orientiert sich die 6. Änderung 
bezogen auf die Art und das Maß der Nutzung an den bereits vorhan-
denen Festsetzungen in der Umgebung und ergänzt damit das bereits 
vorhandene städtebauliche Gefüge. Aufgrund der nun möglichen stra-
ßenbegleitenden Bebauung wird der bereits vorhandene stadtgestalte-
rische Charakter fortgesetzt. 
 
Der Grundstücksverkauf ist nicht Gegenstand des Bauleitplanverfah-
rens. 
 
Zugunsten der Ausweisung einer überbaubaren Fläche, die dazu bei-
tragen soll, dass in der Stadt Papenburg  im Innenbereich erforderli-
cher Wohnraum entstehen kann, ist es erforderlich, 3 kleinere Birken 
zu fällen.  Die Bäume werden im Vorfeld durch einen Biologen begut-
achtet, um festzustellen, ob Fledermaushöhlen betroffen sind. Um den 
Eingriff zu minimieren, werden weitere Bäume im Bebauungsplan als 
zu erhalten festgesetzt. Der Eingriff wird insgesamt außerhalb des 
Geltungsbereichs ausgeglichen.  
Da die maßgeblichen Altbaumbestände im Plangebiet festgesetzt wer-
den und bei den zu entfernenden Bäumen eine Überprüfung durch ei-
nen Biologen erfolgt und der Eingriff ausgeglichen wird, sind die Be-
lange des Arten-, Natur und Landschaftsschutzes ausreichend be-
rücksichtigt. 
 
Siehe hierzu Punkt 3 und Anlage A, Seite 13, Punkt 7. 
 
 
 
Die Stadt möchte an dem Planungsziel der weiteren Entwicklung ent-
sprechend bestehender Bebauungspläne und der nun aufgestellten 
Änderung festhalten, da in innenstadtnahen Bereichen zusätzlicher 
Wohnraum benötigt wird. Eine Änderung des Bebauungsplanes, um 
im gesamten Plangebiet eine I-Geschossigkeit festzusetzen, würde 
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8. Die Einwendungen des Ingenieurbüros Grote gegen das Schreiben vom 

15.05.2018, wie es dem Ratsinformationssystem zu entnehmen sei, würden die-
ses nicht entkräften. Insoweit würde die dortige Argumentation vollumfänglich 
aufrechterhalten bleiben und werde nochmals ausdrücklich Gegenstand dieses 
Schreibens.  
 

Eine kritische Auseinandersetzung mit den angesprochenen Punkten würde nicht 
stattfinden.   

die Ausnutzbarkeit und damit den Wert der Grundstücke senken. Zu-
dem ist es städtebaulich vertretbar und auch üblich, ein Nebeneinan-
der von I- und II-geschossigen Gebäuden festzusetzen. Im Bereich 
der Messmannstraße sind zudem schon II-geschossige Gebäude vor-
handen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme vom 
15.05.18 und die Abwägungsvorschläge sind Gegenstand der Anlage 
A und werden dem Rat der Stadt Papenburg zur Entscheidung vorge-
legt. 

 


